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Höhere Beiträge wären nicht vermittelbar
Defizit in Kranken- und Pflegeversicherung – zahlen hierfür erneut allein die Versicherten?

Dürfen Kliniken durch Ausnahmen von der Krankenhausreform länger Leistungen anbieten, ohne 
die Voraussetzungen hierfür zu erfüllen, darf darunter nicht die Patientensicherheit leiden.
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Fortsetzung von Seite 1
tritt der sogenannte Schätzer-
kreis zusammen und nimmt die 
Finanzsituation der GKV unter 
die Lupe. Die Ergebnisse bil-
den dann die Grundlage für die 
Berechnung des durchschnitt-
lichen Zusatzbeitragssatzes im 
Folgejahr. Dessen Höhe wieder-
um gibt das Bundesministerium 
für Gesundheit (BMG) dann zum 
1. November bekannt. Wie hoch 
der Obolus aber tatsächlich 
ausfällt, legt jede Kasse nach 
Bedarf fest.

Zuletzt stiegen die Zusatz-
beiträge Anfang dieses Jahres 
im Schnitt auf 2,9 Prozent. Zum 
Gesamtbeitrag, den sich Arbeit-
nehmende und -gebende teilen, 
gehört ebenfalls der allgemei-
ne Satz von einheitlich 14,6 
Prozent des Bruttolohnes. 

SoVD: Versichertengelder 
sanieren Bundeshaushalt

Vor dem Hintergrund eines 
vermutlich weiter steigenden 
Zusatzbeitrages ist es aus Sicht 

des SoVD umso empörender, 
dass die Bundesregierung sich 
weiterhin aus der Verantwor-
tung stiehlt. Darauf wies noch 
einmal die Vorstandsvorsit-
zende des Verbandes hin. Seit 
der Einführung von Hartz IV, so 
Michaela Engelmeier, zahle der 
Bund deutlich zu niedrige Bei-
träge für die Gesundheitsver-
sorgung der Empfänger*innen 
von Bürgergeld. Seit zwanzig 
Jahren entlaste sich auf diese 
Weise der Staat und gebe die 
Kosten an die Krankenkassen 
weiter. Leidtragende seien die 
etwa 75 Millionen gesetzlich 
Versicherten und deren Arbeit-
gebende.

Entlastung von Versicherten 
wäre schon jetzt möglich

Engelmeier wies darauf hin, 
dass dieser Fehlbetrag jähr-
lich bei rund zehn Milliarden 
Euro liege. Sie forderte die 
Bundesregierung auf, diese 
versicherungsfremden Leis-
tungen anzupacken, statt über 

Leistungskürzungen zu disku-
tieren.  Käme der Bund seiner 
Verpflichtung an diesem Punkt 
nach, würde das die gesetzlich 
Versicherten um einen halben 
Beitragssatzpunkt entlasten.

Für einen Systemwechsel 
hin zur Bürgerversicherung 

Es ist widersprüchlich, wenn 
Ministerin Warken zwar auf 
die Arbeit von Kommissionen 
verweist, aber gleichzeitig de-
ren Ergebnissen vorgreift. Das 
System der privaten Kranken-
versicherung etwa, so die CDU-
Politikerin, solle in jedem Fall 
Bestand haben. 

Für den SoVD ist dieses Be-
kenntnis nicht nachvollzieh-
bar: Während man gesetzlich 
Versicherten Einschränkungen 
zumutet, bleibt die künstliche 
Trennung zweier Systeme un-
angetastet. Der Verband bleibt 
bei seiner Forderung nach einer  

solidarischen Bürgerversiche-
rung. Weitere Forderungen des 
SoVD betreffen die Anhebung 
der Beitragsbemessungsgrenze 
und die Einbeziehung weiterer 
Einkommensarten. Auf diese 

Weise ließen sich Einnahmen 
wirksam stabilisieren – ohne 
dass man auf Unterstützung 
angewiesenen Menschen eine 
mangelnde Eigenverantwor-
tung unterstellen muss.� jos

Was wird aus der Klinikreform?
Mit Nachdruck arbeitet die Regierung weiterhin an der Krankenhausreform. Beschlossen wurde 

diese noch unter der Ampelkoalition. Bundesgesundheitsministerin Nina Warken (CDU) gab nun aber 
Kritik aus den Reihen der Bundesländer nach und kündigte Nachbesserungen an. Kritisch sieht das 
der SoVD vor allem mit Blick auf geplante Ausnahmen bei der Behandlungsqualität.

Mit der Krankenhausreform 
läutete der damalige Bundes-
gesundheitsminister Karl Lau-
terbach (SPD) das Ende der 
Fallpauschalen ein. Durch ein 
neues Vergütungssystem soll-
ten Kliniken künftig nicht mehr 
möglichst viele Patient*innen 
behandeln müssen, um noch 
rentabel zu sein. Zudem wären 
für komplizierte Behandlungen 
nur noch darauf spezialisierte 
Krankenhäuser zuständig. 

Für diesen Umbau stehen in 
einem Transformationsfonds 
insgesamt bis zu 50 Milliarden 
Euro zur Verfügung. Das Geld 
stammt jeweils zur Hälfte von 

den Bundesländern sowie aus 
Beitragsmitteln der gesetz-
lichen Krankenversicherung 
(GKV).

Den vorliegenden Entwurf 
eines Gesetzes zu Anpassun-
gen bei der Krankenhausreform 
sieht der SoVD jedoch mit ge-
mischten Gefühlen. Einerseits 
sei durch Ausnahmen bei der 
Grund- und Notfallversorgung 
eine bessere Berücksichtigung 
regionaler Unterschiede mög-
lich; andererseits dürften Aus-
nahmen nicht zur Regel werden.

Bedenken hat der Verband 
etwa hinsichtlich der Patienten-
sicherheit, wenn zum Beispiel 

Behandlungen mit geringerer 
Qualität an bestimmten Stand-
orten weiterhin möglich sind. 
Kritisch sieht der SoVD auch die 
Streichung von Untergrenzen 
beim Personal, wenn es um die 
Zuweisung von Leistungsgrup-
pen geht.

Insgesamt, so der SoVD, sei 
die Strukturreform als gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe aus 
Steuermitteln zu finanzieren. 
Gleichzeitig müssten dabei aber 
auch die Bundesländer ihrer bis-
her vernachlässigten Pflicht zur 
Übernahme der Investitions-
kosten bei den Krankenhäusern 
nachkommen.� jos

Koalition plant Ausnahmeregelungen beim Umbau der Krankenhauslandschaft

Je nach Bundesland kann bei der Unterbringung in einer Pflegeein-
richtung ein Eigenanteil von monatlich über 3.000 Euro anfallen.

Vergleichen lohnt sich: Mit Beginn dieses Jahres erhöhten sich bei 
vielen Krankenkassen die Zusatzbeiträge.
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Diese Arbeitsgruppe hat ein großes Ziel: Ihre Mitglieder sollen 
sich über das weitere Vorgehen für eine Reform der Pflegever-
sicherung verständigen. Bereits bis Ende dieses Jahres will man 
hierzu gemeinsame Eckpunkte vorlegen. Diese fließen dann 2026 
in ein Gesetzgebungsverfahren ein. Inhaltlich dreht es sich dabei 
um eine nachhaltige Finanzierbarkeit der Pflegeversicherung, eine 
Stärkung der ambulanten und häuslichen Pflege sowie um einen 
möglichst einfachen Zugang zu Leistungen für Pflegebedürftige 
und Angehörige.

Vor dem Hintergrund, dass immer mehr Menschen durch hohe 
Eigenanteile in existenzielle Not geraten, wird sich auch der 
SoVD in die Diskussion einbringen. Der Verband macht sich für 
eine Übernahme aller pflegebedingten Kosten im Rahmen einer 
Pflegebürgervollversicherung stark.� jos

SoVD beteiligt am 
Zukunftspakt Pflege

Bund und Länder beraten gemeinsam über Eckpunkte

Als „Zukunftspakt Pflege“ konstituierte sich in Berlin eine Bund-
Länder-Arbeitsgruppe. Zu dieser gehört als maßgeblicher Verband 
auch der SoVD. In Workshops widmete man sich zunächst unter 
anderem den Themen Digitalisierung und Entbürokratisierung.
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Behandlungsfehler-Nachweis oft erfolglos
Bei Behandlungen und Operationen können Fehler passieren. Das geschieht zum Glück eher selten. Doch wenn, sind die gesundheitli-

chen Folgen für Betroffene oft gravierend. Hinzu kommt, dass es sehr schwer ist, Entschädigungsleistungen durchzusetzen. Zwar können 
sich Patient*innen bei Verdacht auf einen Behandlungsfehler mit Folgen an ihre Kasse wenden und anschließend auf Basis medizinischer 
Gutachten vor Gericht ziehen. Der Klageweg ist jedoch häufig quälend, langwierig, teuer – und am Ende meist erfolgslos. Ein Grund dafür 
ist, dass die Beweislast weiterhin auf Patient*innenseite liegt. Unter anderem der SoVD fordert, die Rechte von Patient*innen zu stärken.

Die Zahl vermuteter Behand-
lungsfehler ist im vergangenen 
Jahr leicht angestiegen. Bei 
den Allgemeinen Ortskranken-
kassen (AOK) wurden demnach 
von Versicherten 2024 insge-
samt 16.660 Verdachtsfälle neu 
gemeldet – 16.064 Hinweise 
waren es im Jahr zuvor. Die elf 
regionalen AOKen haben bun-
desweit rund 27 Millionen Ver-
sicherte.

Orthopädie und Chirurgie
offenbar anfällig für Fehler 

Die meisten vermuteten Feh-
ler betreffen Eingriffe in der 
Orthopädie und Chirurgie. Die 
Zahl der dem Bundesverband 
der AOK vorliegenden, noch of-
fenen Verdachtsfälle lag Ende 
2024 bei 20.335. Abschließend 
geprüft wurden im Jahresver-
lauf 5.335 Fälle – 28,6 Prozent 
der Hinweise wurden dabei als 
Behandlungs- oder Pflegefehler 
bestätigt. 

Der AOK-Bundesverband for-
dert in diesem Kontext die Stär-
kung von Patient*innenrechten – 
eine Forderung, die auch  der SoVD 
als Patient*innenorganisation 

seit Langem vertritt. „Verdachts-
fälle, die an die Krankenkassen 
gemeldet werden, sind nur die 
Spitze des Eisbergs“, stellt die 
SoVD-Vorstandsvorsitzende fest. 
Die tatsächliche Zahl der Fälle 
sei um ein Vielfaches höher. 

„Viele wissen gar nicht, dass sie 
Opfer eines Behandlungsfehlers 
sind. Das ist nicht nur auf eine 
Unkenntnis um das Behand-

lungsgeschehen zurückzuführen, 
sondern auch auf die bestehen-
den Aufklärungsschwierigkeiten“, 
so Michaela Engelmeier weiter. 
Der SoVD fordert deshalb ein 
geringeres Beweismaß für den 
Ursachenzusammenhang zwi-
schen Behandlungsfehler und 
eingetretenem Schaden. 

Um Ansprüche geltend zu ma-
chen, müssen Patient*innen in 

AOK meldet für 2024 mehr Verdachtsfälle – SoVD und andere fordern weiter Stärkung der Patient*innenrechte 

der heutigen Praxis einen Feh-
ler und einen Schaden beweisen. 
Noch dazu müssen sie in einer 
mühevollen und komplexen Be-
weislastverteilung belegen, dass 
der Fehler gleichzeitig Ursache 
für den erlittenen Schaden war. 
Nahezu unmöglich erscheint ein 
solcher Nachweis bei Schäden 
durch Einnahme von Arzneimit-
teln. „Menschen machen Fehler 
– der richtige und transparente 
Umgang damit ist entscheidend“, 
betont die SoVD-Vorstandsvor-
sitzende. „Wir brauchen eine 
bessere Fehlerkultur, um das 
Vertrauen im Arzt-Patienten-
Verhältnis zu stärken.“

Bundesweites Melderegister 
für vermeidbare Fehler nötig

Zur Verbesserung der 
Patient*innensicherheit insge-
samt plädiert der SoVD dafür, 
schnellstmöglich ein bundes-
weites, verpflichtendes Melde-
register für sogenannte „Never 
Events“ einzuführen. Gemeint 
ist ein Melderegister für schwer-
wiegende Behandlungsfehler, 
die jedoch vermeidbar gewesen 
wären.� Veronica Sina

Auch der Medizinische Dienst (MD Bund) veröffentlicht eine Behand-
lungsfehler-Jahresstatistik – sie wird Ende Oktober erwartet. Die 
meisten Fälle betreffen erfahrungsgemäß Orthopädie und Chirurgie.
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Was ist ein Behandlungsfehler?

Verstoß gegen
Fachregeln 
•	Ein Behandlungsfehler liegt 

dann vor, wenn von ärztlicher 
Seite nachweislich gegen be-
währte fachliche Regeln und 
Standards oder gesicherte 
medizinische Erkenntnisse 
verstoßen wurde und hier-
durch ein Gesundheitsscha-
den entstanden ist.  

•	Nachgewiesen kann dieser zu 
zivilrechtlichen Konsequen-
zen für die Behandelnden 
oder das Krankenhaus führen 
und Schadensersatz- oder 
Schmerzensgeldforderungen 
nach sich ziehen. 

•	 In einigen Fällen haben Be-
handlungsfehler auch straf-
rechtliche Konsequenzen. 

•	 Beim Verdacht auf Behand-
lungsfehler können sich Ver-
sicherte bei den Kassen oder 
bei Sachverständigen und 
Schlichter*innen der Ärzte-
schaft melden, die entspre-
chende medizinische und juris-
tische Gutachten beauftragen. 

•	Damit können Betroffene vor 
Gericht klagen, wobei die Be-
weislast ganz bei ihnen liegt.

•	Das Patientenrechtege-
setz wurde seit 2013 nicht 
grundlegend überarbeitet. 
Verbraucherschützer*innen 
und Interessenvertretungen 
fordern die Bundesregierung 
dazu auf.� veo

Die Kosten für Strom und Gas 
übersteigen für viele Menschen 
das verfügbare Budget. Wie das 
Statistische Bundesamt mit-
teilt, lebten nach eigenen An-
gaben im vergangenen Jahr 4,2 
Millionen Personen in Haus-
halten, die bei Rechnungen von 
Versorgungsbetrieben – etwa 
Strom- oder Gasanbietern – im 
Zahlungsverzug waren. Das 
entspricht rund fünf Prozent der 
Bevölkerung.

Mieter*innen gaben dabei 
fast doppelt so häufig wie 
Eigentümer*innen an, Schulden 
beim Energieversorger zu ha-
ben. Im Vergleich zum Vorjahr 
gingen die Zahlen leicht zurück. 
Ein Grund dafür sind die etwas 
niedrigeren Energiekosten im 
Vergleich zur Zeit unmittelbar 
nach dem Angriff Russlands auf 
die Ukraine.

Der SoVD setzt sich für die 
Belange von Personen mit 
niedrigen Einkommen ein und 

fordert gezielte Unterstützung 
im Kampf gegen Energiearmut.

SoVD fordert kostenlose
Energiesparchecks

Im Mai äußerte sich die SoVD-
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier dazu in einem Ge-
spräch mit dem Deutschland-
funk. Darin betonte sie: „In un-
seren SoVD-Beratungsstellen 
suchen immer noch viele Men-
schen mit geringem Einkom-
men Hilfe, weil sie ihre Strom-
rechnung nicht mehr bezahlen 
können. Auch wenn die akute 
Energieknappheit inzwischen 
nachgelassen hat, bleiben die 
Preise auf hohem Niveau. Dies 
trifft vor allem einkommens-
schwache Haushalte hart.“

Sie plädierte für Maßnahmen 
wie die Übernahme der Kosten 
für energieeffiziente Haushalts-
geräte im Rahmen von Sozial-
leistungen sowie für kostenlose 
Energiesparchecks. Außerdem 

hatte der SoVD die Entschei-
dung der Bundesregierung, die 
Senkung der Stromsteuer für 
Privathaushalte vorerst nicht 
umzusetzen, scharf kritisiert 
und auf Entlastungen für die 
Bevölkerung gedrungen.

Viele ohne Rücklagen für
unerwartete Ausgaben

Auch andere Zahlen aus der 
Erhebung des Statistischen Bun-
desamtes fördern Besorgniser-
regendes zutage: Nebenkosten 
und Nachzahlungen bedeuten 
für eine Menge Mieter*innen 
eine große finanzielle Belas-
tung. Die Preise für Nebenkos-
ten sind überdurchschnittlich 
gestiegen und waren im August 
2025 vier Prozent teurer als im 
Vorjahresmonat. Damit sind sie 
doppelt so schnell gestiegen 
wie die durchschnittlichen Ver-
braucherpreise. 

Nicht nur für das Begleichen 
von Strom- oder Gasrechnun-

gen reicht oftmals das Geld 
nicht. Auch unerwartet anfal-
lende Ausgaben beispielsweise 
für die Reparatur oder den Aus-
tausch defekter Geräte können 
Haushalte vor Schwierigkeiten 
stellen. Knapp ein Drittel der 
Bevölkerung lebte im Jahr 2024 
in Haushalten, welche aufgrund 
ihrer finanziellen Situation 
nicht dazu in der Lage waren, 
solch plötzliche Ausgaben aus 

Die beginnende Heizperiode dürfte bei nicht wenigen für Beklemmungen sorgen, denn ein stei-
gender Energieverbrauch führt zu höheren Kosten. Wie eine aktuelle Erhebung zeigt, leben über vier 
Millionen Menschen in Haushalten mit Schulden bei Strom- und Gasanbietern. Auch andere Zahlen des 
Statistischen Bundesamts machen deutlich, dass für viele die finanzielle Belastungsgrenze erreicht ist. 

Millionen mit Schulden wegen Energiekosten
Zahlen des Statistischen Bundesamtes: Viele Haushalte haben Rückstände bei Energie-Unternehmen

Sorgenvoller Blick auf den Stromzähler: Hohe Energiepreise sind 
für viele Haushalte eine Belastung und Grund von Verschuldung. 
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eigenen finanziellen Mitteln 
zu bestreiten. Als unerwartete 
Ausgaben zählen dabei Sum-
men ab 1.250 Euro. 

Diese Daten sollten der Politik 
zu denken geben. Weitere Be-
lastungen sind für große Teile 
der Bevölkerung schlicht nicht 
zu verkraften. Besser wäre es, 
diejenigen in den Blick zu neh-
men, die erhebliche finanzielle 
Mittel haben. � Sebastian Triesch

Nr. 10 | Oktober 2025 Seite 3SOZIALPOLITIK



Hintergrund für die irreführenden Meldungen sei eine ab Oktober 
eingeführte EU-Zahlungsrichtlinie namens PSD3 (Payment Services 
Directive 3). Diese soll Betrügereien im Netz erschweren. 

Geldinstitute müssen demnach künftig überprüfen, ob eine IBAN-
Kontonummer mit dem Namen 
der Zahlungsempfänger*innen 
exakt übereinstimmt (siehe 
„Kurz berichtet“ auf Seite 6). Bei 
Sammelüberweisungen können 
Unternehmen oder Behörden 
allerdings selbst entscheiden, 
ob eine IBAN-Namensprüfung 
vorgenommen werden soll. 

Die Deutsche Rentenversiche-
rung hat entschieden, bei den 
Rentenzahlungen auf die Prü-
fung zu verzichten. Insofern sind 
Rentenempfänger*innen von 
dieser Prüfung nicht betroffen. 

Auch im Oktober werden so-
mit die Altersbezüge wie ge-
wohnt überwiesen, selbst wenn 
es kleinere Abweichungen im 
Namen geben sollte.� veo
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Über Jahrzehnte hinweg verstießen Gesetze in beiden deutschen 
Staaten gegen Menschenrechte. Homosexualität wurde lange ge-
ächtet. Die Betroffenen bekamen das nicht erst durch eine Verur-
teilung zu spüren. Der Staat griff massiv in ihre Grundrechte ein 
– durch Ermittlungsverfahren, Untersuchungshaft oder sonstige 
zwangsweise Unterbringungen. Heute ist es anerkannt, dass al-
lein die Existenz von Strafvorschriften und die damit verbundene 
Stigmatisierung zu außergewöhnlichen Beeinträchtigungen führen 
konnte. Wirtschaftliche, berufliche, gesundheitliche oder sonstige 
Nachteile können aufgrund einer Richtlinie daher durch das Bun-
desamt für Justiz (BfJ) entschädigt werden.

Weitere Informationen sowie Antragsformulare finden Sie im Internet 
unter: www.bundesjustizamt.de/rehabilitierung. jos

Entschädigung bleibt 
weiterhin möglich

Gleichgeschlechtliche Liebe stand lange unter Strafe

Aus heutiger Sicht schwer vorstellbar, aber noch bis 1994 standen 
einvernehmliche homosexuelle Handlungen in Deutschland unter 
Strafe. Mittlerweile sind deswegen verurteilte Personen strafrecht-
lich rehabilitiert. Wer damals verfolgt wurde, kann noch bis zum 21. 
Juli 2027 eine Entschädigung geltend machen.

Im Internet kursieren Falsch-
meldungen zur Rentenzahlung.
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Rente wie gewohnt
Rentenversicherung entkräftet Falschmeldungen

Die Deutsche Rentenversicherung warnt vor Falschmeldungen 
auf Internetportalen und in sozialen Medien. Aktuell kursiere die 
Nachricht, dass ab Oktober Rentenzahlungen ausbleiben würden, 
weil eine neue EU-Richtlinie für Zahlungsdienste eingeführt werde. 

Michaela Engelmeier, SoVD-Vor-
standsvorsitzende seit Septem-
ber 2022, feiert am 10. Oktober 
ihren 65. Geburtstag. Dem SoVD 
von Kindheit an verbunden, en-
gagierte sie sich ab 2011 im SPA 
des LV NRW. Sie war Bundestags-
abgeordnete und im SPD-Partei-
vorstand. Engelmeier war zudem 
Mitglied der Judo-Nationalmann-
schaft, später Vizepräsidentin des 
Deutschen Judo-Bundes. Außer-
dem leitete sie u. a. das Berliner 
Büro von Makkabi Deutschland.

Personalien

Michaela Engelmeier 

Höhere Abgaben für Topgehälter
Menschen mit höheren Einkommen müssen 2026 mehr Geld an die Sozialversicherungen abführen, 

weil die Bemessungsgrenzen erneut angehoben werden sollen. Besserverdienende zahlen dann auf 
einen größeren Anteil ihres Gehaltes Sozialabgaben. Der SoVD begrüßt die wiederkehrende Maß-
nahme zur Stärkung der Solidargemeinschaft. 

Die Beitragsbemessungsgren-
ze gibt vor, bis zu welcher Höhe 
die Einnahmen von gesetzlich 
Versicherten bei der Beitragsbe-
rechnung für die gesetzliche So-
zialversicherung herangezogen 
werden. Sie folgt der Lohnent-
wicklung und wird von Jahr zu 
Jahr neu festgelegt.

Vom Erreichen des Grenzbetra-
ges an bleiben die absoluten Bei-
träge zur jeweiligen Versicherung 
konstant, sodass der prozentua-
le Anteil am Bruttoeinkommen 
von da an sinkt. Bezieher*innen 
hoher Einkommen, die über der 
Beitragsbemessungsgrenze lie-
gen, profitieren davon. Steigt die 
Bemessungsgrenze, vergrößert 
sich hingegen der Anteil des 
Einkommens, der für die Sozial-
beiträge berücksichtigt wird.

„Wir finden es grundsätzlich 
gerecht, dass Gutverdienende 
auf einen höheren Teil ihres Ein-
kommens Sozialversicherungs-
beiträge zahlen. Schließlich zah-
len alle Menschen mit einem 
Verdienst bis zur Beitragsbemes-
sungsgrenze auf ihre gesamtes 
Gehalt Beiträge und sind damit 
im Verhältnis stärker belastet“, 
sagt die SoVD-Vorstandsvorsit-
zende Michaela Engelmeier. 

Für das Jahr 2024 geht das 
Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales geht von einem Ein-
kommensplus von 5,14 Prozent 
aus. Um etwa diesen Anteil soll 
sich die Beitragsbemessungs-
grundlage für 2026 erhöhen. 
Einen Verordnungsentwurf hat 

Bundesarbeitsministerin Bärbel 
Bas (SPD) zur Abstimmung an 
die anderen Ressorts geschickt. 

In der allgemeinen Rentenver-
sicherung steigt die Beitragsbe-
messungsgrenze ab dem 1. Janu-
ar von 8.050 Euro auf monatlich 
8.450 Euro. Das ist künftig der  
Höchstbetrag des Bruttoeinkom-
mens, bis zu dem Beiträge für 
das gesetzliche System der Al-
terssicherung erhoben werden. 
Einkommen, die darüber liegen,  
sind für die Berechnung der Ren-
tenversicherungsbeiträge nicht 
mehr relevant. 

In der gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) wird die 
Beitragsbemessungsgrenze von 
monatlich 5.512,50 Euro auf 
5.812,50 Euro angehoben. Die 
Versicherungspflichtgrenze, bis 

zu der Arbeitnehmer *innen ge-
setzlich krankenversichert sein 
müssen, erhöht sich 2026 von 
6.150 Euro Bruttomonatsein-
kommen auf dann 6.450 Euro. 

Anfang 2025 war in der Kran-
kenversicherung bereits der Zu-
satzbeitrag im Schnitt auf 2,9 
Prozent gestiegen. Den Orientie-
rungswert für den durchschnittli-
chen Zusatzbeitrag im Folgejahr 
ermittelt ein Schätzer*innenkreis 
jeweils im Herbst. 

Je nach Finanzlage legt dann 
jede Kasse einen individuel-
len Zusatzbeitrag für ihre Ver-
sicherten fest. Er erhöht den 
allgemeinen Beitragssatz, den 
sich Arbeitnehmer*innen und 
Arbeitgeber*innen mit festge-
legten 14,6 Prozent vom Brutto-
lohn teilen. � Veronica Sina 

Beitragsbemessungsgrenzen in den Sozialversicherungen steigen 2026 erneut

Mit dem Einkommen steigt für Gutverdienende der Anteil, für den 
sie Sozialversicherungsbeiträge zahlen. 

Foto: goodluz / Adobe Stock

Jeder gelaufene Fußschritt zählt
10.000 Schritte galten als die Zahl, die das Risiko für eine Vielzahl chronischer Krankheiten deutlich 

senkt. Schon länger steht nun fest: 7.000 Schritte täglich sind bereits der effektive Schwellenwert. 
Darüber hinaus steigt der gesundheitliche Nutzen zwar weiter – aber weniger stark. 

Zu diesem Ergebnis kam ein 
internationales Forschungsteam 
der University of Sydney. Es wer-
tete hierzu Daten aus 57 Studien 
mit insgesamt über 275.000 Teil-
nehmenden aus. Analysiert wur-
den dabei unter anderem das 
Risiko für Herz-Kreislauf-Erkran-
kungen, Typ-2-Diabetes, Krebs, 
Demenz, depressive Symptome 
sowie für Stürze und allgemeine 
Sterblichkeit.

Die systematische Arbeit mit 
Metaanalyse wurde im Spätsom-
mer in der Fachzeitschrift The 
Lancet Public Health veröffent-
licht. (Der Begriff „Metaanalyse“ 
meint ein statistisches Verfah-
ren, das die Ergebnisse mehrerer 

einzelner Forschungsstudien zu 
derselben Fragestellung zusam-
menfasst.) 

Die Forschenden berichten, 
dass – im Vergleich zu Men-
schen, die am Tag nur 2.000 
Schritte hinter sich legen – bei 
jenen mit 7.000 Schritten das Ri-
siko für einen frühen Tod um 47 
Prozent niedriger lag. Bei Herz-
Kreislauf-Erkrankungen sank das 
Risiko um 25, bei Depressionen 
um 22 und bei demenziellen 
Erkrankungen um 38 Prozent. 
Auch Stürze reduzierten sich um 
28 Prozent.

Wenngleich die Schrittzahl 
von 7.000 als maßgeblich gilt, 
machen die Autor*innen Mut, 

Forschende räumen mit 10.000-Schritte-Mhythos auf – 7000 Schritte genügen

dass selbst moderate tägliche 
Schrittzahlen mit erheblichen 
gesundheitlichen Vorteilen ver-
bunden seien. Jeder Schritt zählt, 
so die zentrale Botschaft – auch 
schon  ein Anstieg von 2.000 
auf 4.000 Schritte täglich senke 
demnach das Sterberisiko. 

Die Studie ist nicht umfassend 
und das Thema nicht abgeschlos-
sen. Die Evidenz für die meisten 
untersuchten Zusammenhänge 
gilt als moderat. Derzeit feh-
len noch detaillierte Analysen 
für bestimmte Altersgruppen 
oder Begleiterkrankungen, so 
die Wissenschaftler*innen. Die 
Forschungen sollen fortgesetzt 
werden. � veo

https://www.bundesjustizamt.de/DE/Themen/Entschaedigung/VerfolgungeinvernehmlichehomosexuelleHandlungen/Verfolgung_einvernehmliche_homosexuelle_Handlungen_node.html
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Langzeitstudie belegt Ergebnis

Stricken Thema auf Social Media 

Aufwendungen sind gestiegen 

Geldsorgen
auf Platz eins

Omas Hobbys
voll im Trend

2024 hohe
Krankenstände

Zur größten Sorge der Men-
schen in Deutschland gehört ei-
ner repräsentativen, jährlichen  
Befragung zufolge die Angst vor 
steigenden Lebenshaltungskos-
ten: Jeder zweite Mensch (52 
Prozent) fürchtet demnach das 
Ansteigen der Kosten für Ein-
kaufen, Miete und andere Aus-
gaben für das tägliche Leben. 

Seit dem Start der Langzeit-
studie „Die Ängste der Deut-
schen“ 1992 belegt die Angst 
vor steigenden Lebenshal-
tungskosten schon zum 15. Mal 
Platz eins. Auf Platz zwei und 
drei der Rangliste liegen 2025 
die Angst vor Überforderung 
des Staates durch Geflüchte-
te oder vor Steuererhöhungen 
beziehungsweise Leistungskür-
zungen. Hier gaben jeweils 49 
Prozent der Befragten an, sich 
davor zu fürchten.� veo / dpa 

Hobbys, die man eher Oma 
und Opa zuordnen würde, wer-
den aktuell wieder beliebter. 
Der Shell-Jugendstudie zufolge 
setzte sich 2024 der Trend zu 
mehr digitaler Beschäftigung 
bei den 14- bis 25-Jährigen 
zwar fort. Dort werden jedoch 
viele altbewährte Freizeitak-
tivitäten geteilt. Besonders 
Stricken findet viel Beachtung. 
Auf Social Media gibt es darum 
selbstgemachte Decken, Ku-
scheltiere und knappe Tops in 
bunten Farben. Die Individuali-
sierung von Kleidung wird als 
ein Grund vermutet, ebenso der 
Stolz, etwas zu tragen, dessen 
Herstellung Geduld und Zeit er-
fordert hat. � veo / dpa

Hohe Krankenstände und 
mehr Beschäftigung trieben 
in Deutschland die Kosten der 
Arbeitgeber*innen für erkrank-
te Beschäftigte im Jahr 2024 
auf rund 82 Milliarden Euro 
nach oben. Binnen drei Jahren 
seien demnach laut Zahlen des 
Institutes der deutschen Wirt-
schaft (IW) die entsprechenden 
Ausgaben um zehn Milliarden 
Euro gestiegen.� veo / dpa

Kurz  
berichtetSoVD-Expertise in Kommission gefragt

Union und SPD sehen Handlungsbedarf bei der Reform des Sozialstaates. Konkrete Vorschläge dazu soll eine Kommission erarbeiten, 
an der auch der SoVD beteiligt ist. Der Verband konnte sich einbringen und seine Position verdeutlichen, wonach es im Sozialstaat 
mehr Tempo, Transparenz und Verständlichkeit brauche statt Kürzungen auf Kosten der Ärmsten. 

Die Bundesregierung hat sich 
eine Reform des Sozialstaates 
vorgenommen. Im Idealfall soll 
er moderner, einfacher, trans-
parenter und womöglich sogar 
günstiger werden. Im Septem-
ber nahm die dazu eingesetzte 
Kommission zur Modernisie-
rung des Sozialstaates ihre Ar-
beit auf. 

Die Kommission ist im Bun-
desministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS) angesiedelt. 
Das Ministerium hatte den SoVD 
zu ersten Runde der sogenann-
ten „Stakeholder-Gespräche“ 
am 12. September eingeladen. 
Dabei konnten Betroffenen-
verbände ihre Expertise und 
ihre Erfahrungen mit dem So-
zialstaat einbringen. Die SoVD-
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier vertrat den SoVD. 

Im Fokus der Kommission 
stehen die Rechtsvereinfa-
chung, die Beschleunigung von 
Verfahren, die Verbesserung der 
Transparenz und die Digitalisie-
rung der Sozialverwaltung, die 
Erhöhung von Erwerbsanreizen 
sowie die mögliche Zusammen-
legung von Sozialleistungen. 

Dabei konzentrieren sich die 
Diskussionen auf steuerfinan-
zierte Leistungen wie Grund-
sicherung, Kinderzuschlag und 
Wohngeld. Bis Anfang 2026 
soll die Kommission, die aus 
Vertreter*innen von Bund, Län-
dern und kommunalen Spitzen-
verbänden besteht, Vorschläge 
erarbeiten. Im Koalitionsver-
trag zwischen Union und SPD 
ist festgehalten, dass bei Vor-

schlägen zu Reformen des Sozi-
alstaates das derzeitige Schutz-
niveau gewahrt werden soll. 

Für den SoVD ist das von 
entscheidender Bedeutung 
und darauf drängte Michaela 
Engelmeier auch bei der An-
hörung. Gegenüber der Neuen 
Osnabrücker Zeitung betonte 
die SoVD-Vorstandsvorsitzende 
im Vorfeld des Stakeholder-Ge-
spächs: „Sozial benachteiligte 

Michaela Engelmeier spricht für den SoVD in Sozialstaatskommission des BMAS

Menschen – und ganz generell 
die Leistungsbeziehenden – 
dürfen bei den Reformen des 
Sozialstaats nicht übergangen 
werden.“

Der Verband begrüßt Schrit-
te für Vereinfachungen und 
schnellere Bearbeitungen von 
Anträgen; Kürzungen auf Kos-
ten der Betroffenen hält er da-
gegen für inakzeptabel. Eine 
gut gemachte Reform könnte 
sogar dafür sorgen, dass mehr 
Menschen die ihnen zustehen-
den Rechte wahrnehmen könn-
ten: „Komplizierte Antragsver-
fahren und unübersichtliche 
Zuständigkeiten sorgen dafür, 
dass zu viele Anspruchsberech-
tigte leer ausgehen. Das muss 
dringend geändert werden“, so 
Michaela Engelmeier.

Statt weiterer Leistungsein-
schränkungen im Sozialen for-
dert der SoVD eine armutsfeste 
Ausgestaltung des Bürgergel-
des, eine bürgernahe und di-
gitale Verwaltung sowie eine 
gerechte Finanzierung des So-
zialstaates durch eine stärkere 
Besteuerung großer Vermögen 
und Erbschaften.� str

Die Sozialstaatskommission wurde von Arbeits-und Sozialministe-
rin Bärbel Bas (SPD) eingesetzt und soll bis Ende des Jahres tagen. 

Foto: Ardan Fuessmann / Adobe Stock

Deutschlandticket kostet bald 63 Euro
Laut Koalitionsvertrag sollte der aktuelle Preis von 58 Euro erst einmal beibehalten werden, doch nun kommt die nächste Preiser-

höhung – schon im Januar. Der SoVD betrachtet diese Entscheidung als eine große Enttäuschung und warnt vor Rückschritten bei der 
Mobilitätswende und weiterem Vertrauensverlust in die Politik. 

Das Deutschlandticket wird 
im nächsten Jahr wieder teurer 
Wie die Verkehrsminister*innen 
der Bundesländer auf ihrer Kon-
ferenz im September festlegten, 
verteuert sich das beliebte und 
praktische Mobilitätsangebot 
von derzeit 58 Euro auf 63 Euro 
im Monat ab 2026. 

Da weder der Bund noch die 
Länder ihren Anteil von jeweils 
1,5 Milliarden Euro an der Fi-
nanzierung erhöhen wollten, 
müssen nun die Nutzer*innen 
für die steigenden Kosten auf-
kommen. 

SoVD: Preiserhöhung ist
„mehr als enttäuschend“

Schon zu Jahresbeginn ver-
teuerte sich der monatliche 
Preis von 49 auf 58 Euro. In 
der Folge kam es erstmals zu 
einem Rückgang der Zahl der 
Abonnent*innen. 

Der SoVD kritisiert die zwei-
te deutliche Preiserhöhung 
innerhalb kurzer Zeit scharf. 
Gegenüber den Zeitungen von 
Ippen Media erklärte die SoVD-

Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier: „Es wäre wichtig 
gewesen, die leidige Finanzie-
rungsdebatte zum Deutsch-
landticket endlich abzuschlie-
ßen. Gemeinsam mit unseren 
Partnern im ‚Bündnis Sozialver-
trägliche Mobilitätswende‘ hat-
ten wir von Bund und Ländern 
daher gefordert, die langfristige 

Finanzierung abzusichern und 
das Ticket preisstabil zu etab-
lieren.“ 

Die nun kommende Preiser-
höhung bezeichnete Engelmei-
er als „mehr als enttäuschend – 
sowohl aus umweltpolitischer 
als auch aus sozialpolitischer 
Sicht“. Denn durch die Preis-
erhöhung werde die Zahl der 

SoVD kritisiert Preiserhöhung und fordert bundesweit gültiges Sozialticket

Nutzer*innen sinken und weni-
ger Menschen würden nun vom 
Auto auf Bus und Bahn umstei-
gen. 

Bundesweit gültiges 
Sozialticket gefordert

Die Preiserhöhung trifft vor 
allem Menschen mit niedrigem 
Einkommen. So übersteigen die 
63 Euro deutlich den im Bür-
gergeld für Mobilität vorgese-
henen Satz von 50,49 Euro. Der 
SoVD setzt sich daher für  ein 
bundesweit gültiges Sozialti-
cket ein. Michaela Engelmeier 
kritisiert diesen Umstand deut-
lich und stellt fest: „Durch diese 
weitere Preiserhöhung wird das 
Ticket für viele Menschen mit 
geringem Einkommen, kleinen 
Renten oder im Transferleis-
tungsbezug nun schlicht unbe-
zahlbar. Das ist fatal, denn so 
entsteht ein weiterer Vertrau-
ensverlust in die Politik, denn 
der Koalitionsvertrag hatte ei-
gentlich eine Preisstabilität bis 
2029 in Aussicht gestellt.“

Sebastian Triesch

Das Deutschlandticket gilt im ganzen Land für Fahrten im Regio-
nal- und Nahverkehr. Ab 2026 kostet es pro Monat fünf Euro mehr. 

Foto: nokturnal / Adobe Stock
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Möglichkeit jetzt kostenlos

Prüfung vor jeder Transaktion

Neue Befunde sind einzustellen 

26. Oktober: Uhr zurückstellen

Überweisung
in Echtzeit

Banken bieten
mehr Schutz

ePA nun Pflicht
für Praxen

Winterzeit 
beginnt bald

Wer innerhalb des Euro-
Raums Geld überweist, kann 
das ab dem 9. Oktober flächen-
deckend bei allen Banken in 
Echtzeit tun, und zwar zu jeder 
Tages- und Nachtzeit. Bereits 
ab dem 9. Januar dieses Jahres 
müssen laut entsprechender 
EU-Verordnung alle Banken 
solche Echtzeitüberweisun-
gen empfangen können. Die 
Echtzeitüberweisungen dürfen 
nicht teurer sein als andere 
Überweisungen.� veo / dpa 

Verbraucher*innen sind künf-
tig per Gesetz besser vor be-
trügerischen oder fehlerhaften 
Überweisungen geschützt. 

Gemäß einer neuen, ab dem 9. 
Oktober geltenden EU-Verord-
nung müssen Banken künftig bei 
Überweisungen im Euroraum 
vor jeder Freigabe prüfen, ob 
der Empfänger*innenname und 
die eingegebene IBAN mit den 
Daten des Zielkontos überein-
stimmen. Die Zahlenden wer-
den binnen Sekunden über das 
Ergebnis des Checks informiert 
und können dann auf dieser 
Basis entscheiden, ob das Geld 
transferiert werden soll oder 
nicht. � veo / dpa 

Ärzt*innen sind ab Oktober 
verpflichtet, die elektronische 
Patientenakte (ePa) zu nutzen 
und neue Diagnosen und Be-
funde dort abzulegen. Die ePA 
soll etwa den Dokumentenaus-
tausch zwischen verschiedenen 
Arztpraxen oder mit Apotheken 
erleichtern.� veo / dpa

Die Menschen in Deutsch-
land erhalten am 26. Oktober 
gefühlt wieder eine Stunde 
„geschenkt“: Um 3 Uhr nachts 
werden die Uhren auf 2 Uhr zu-
rückgestellt.� veo / dpa

Kurz  
berichtet

„Wollen Sie auch meine Behinderung?“
Auch in diesem Jahr machte der SoVD Schleswig-Holstein gegen das Falschparken auf Behindertenparkplätzen mobil. Landesweit 

verteilten Mitglieder Postkarten, auf denen folgende Botschaft zu lesen war: „Sie haben meinen Parkplatz! Wollen Sie auch meine 
Behinderung?“. Mitte September waren Ehrenamtliche unter anderem in Heide, Glinde, Barmstedt und Kiel unterwegs.

Landesverband Schleswig-Holstein

Für Menschen mit außeror-
dentlicher Gehbehinderung 
gehört das leider immer noch 
zum Alltag: Die eigens für sie 
geschaffenen und extrabreiten 
Parkplätze sind besetzt. Das 
geschieht oftmals nicht durch 
ein Fahrzeug, dessen Fahrer*in 
ebenfalls einen entsprechen-
den Parkausweis führt. Nein, 
in vielen Fällen blockieren 
Autofahrer*innen ohne jede 
körperliche Einschränkung 
die speziell gekennzeichneten 
Parkplätze. Erneut veranstalte-
te der SoVD Schleswig-Holstein 
daher seinen Aktionstag „Gelbe 
Karte für Falschparker“.

In Gesprächen zeigte sich 
dabei, dass Falschparkende die 
Auswirkungen ihres Handelns 
unterschätzen. Zu hören waren 
Aussagen wie: „Ich parke nur 
kurz“ oder: „Der Parkplatz sieht 
ja sowieso leer aus“. Offensicht-
lich unterschätzen viele dabei 

jedoch, dass der größere Raum 
bei entsprechend gekennzeich-
neten Flächen zum Ein- und 
Aussteigen mit einem Rollstuhl 
oder einer Gehhilfe dringend 
benötigt wird.

Eindringlich erinnerte der 
Landesvorsitzende Alfred Born-
halm daran, dass Inklusion be-
reits im Alltag beginne. Dazu 
gehöre auch das Verständnis für 
die Bedürfnisse anderer. Genau 
deswegen, so Bornhalm, kläre 
der SoVD Falschparkende auf. 

Aber Aufklärung allein ist 
dem Verband nicht genug. Er 
fordert darüber hinaus stärker 
spürbare Sanktionen. Wer ohne 
Berechtigung auf einem Behin-
dertenparkplatz parkt, soll ein 
deutlich höheres Bußgeld zah-
len. Denn für Betroffene kann 
jeder blockierte Parkplatz den 
Weg zur nächsten Erledigung 
oder ärztlichen Versorgung 
massiv erschweren. 

Auch in Barmstedt verteilte 
der ansässige Ortsverband gel-
be Karten. Wenn die Mitglieder 
um den Ortsvorsitzenden Peter 
Poerschke dort Autofahrende 
ansprachen, dann stießen sie 

oftmals auf Verständnis. Dieses 
Gesprächsangebot gehörte zu 
ihrer Strategie, nach der vor al-
lem Einsicht zu einer nachhal-
tigen Änderung des Verhaltens 
im Verkehr führt.

Auch in Kiel verteilte der SoVD – hier mit dem Landesvorsitzenden 
Alfred Bornhalm (li.) – seine „Knöllchen“ in Form von Postkarten.

Gut gelaunte „Briefzustellung“ direkt ans Auto gab es unter der 
Führung von Peter Poerschke (re.) auch im Ortsverband Barmstedt .

Finden Falschparkende diese Karte an ihrer Windschutzscheibe, ist 
zumindest nicht mit einem Bußgeldbescheid zu rechnen. 

Mit Behinderung in Europa unterwegs
Auch wenn die Barrierefreiheit beim Reisen in Deutschland etwas vorankommt: Für Menschen mit Behinderungen ist es oft schon 

hier eine Herausforderung, per Zug unterwegs zu sein. Geht es dann womöglich auch noch ins Ausland, kann es regelrecht kompliziert 
werden. Beim grenzüberschreitenden Reisen helfen soll ein Service des Europäischen Verbraucherzentrums auf dessen Internetseite. 

In Europa, sogar in der EU, 
gelten ganz unterschiedliche 
Bedingungen. Darum sammelte 
das Europäische Verbraucher-
zentrum (EVZ) Infos und Tipps 
zu Regelungen und Hilfsange-
boten. Auf www.evz.de findet 
sich etwa der ausführliche Arti-
kel „Mit dem Zug durch Europa – 
Bahnfahren mit dem deutschen 
Schwerbehindertenausweis“: 
im Menü „Reisen und Verkehr“ 
bei „Reiserecht“, aber am besten 
den Titel ins Suchfeld eingeben. 

Das EVZ rät unter anderem, 
zu klären: Welche Bahnhöfe 
sind barrierefrei? Muss man 
eine Assistenz anmelden? Kann 
man Gepäck verschicken? Fährt 
eine Begleitung kostenlos mit?

Grenzüberschreitenden Hilfe-
bedarf anmelden („Mobilitäts-
service“) und Gepäckversand 
buchen könnten Reisende bei 
der Deutschen Bahn online, 
falls sie das Ticket dort kauften. 
Eine kostenlose Begleitperson, 
wie hierzulande mit dem Merk-

zeichen „B“ im Schwerbehinder-
tenausweis, gelte meist ebenso, 
wenn alles in Deutschland ge-
bucht sei. Bei Inlandfahrten sei 
es oft anders, etwa in Schweden. 
In Belgien dagegen führen so-
gar beide Personen kostenlos.

Wichtig ist bei diesem Thema 
auch: Der deutsche Schwerbe-
hindertenausweis gilt nur natio-
nal! Teils können Inhaber*innen 
auf Kulanz hoffen. Aber laut 
EVZ / dpa ist Dänemark eines der 
wenigen Länder, das ihn offizi-

Verbraucherzentrum gibt Überblick zum Bahnfahren über Grenzen hinweg

ell anerkennt – und 50 Prozent 
Ermäßigung aufs Zugticket gibt. 

Das ändert sich, wenn der 
EU-Behindertenausweis kommt 
(„European Disability Card“). Da-
für setzte der SoVD sich lange 
ein und berichtete 2024 erfreut 
über die Einigung. Ab Juni 2028 
erkennen alle 27 EU-Staaten 
plus Island, Liechtenstein und 
Norwegen gegenseitig den 
Schwerbehindertenstatus an 
und gewähren dafür ihre jewei-
ligen Sonderkonditionen. � ele

https://www.evz.de/
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Sie haben Ihre an Alzheimer 
erkrankte Mutter lange Jahre 
begleitet und gepflegt. Wie gut 
kamen Sie damit zurecht?

Zunächst einmal habe ich ganz 
viel durch den Austausch mit an-
deren Angehörigen gelernt. Je 
weiter die Krankheit voranschritt, 
desto mehr hat uns das aber als 
Familie insgesamt beschäftigt. 
Ich habe dann angefangen, darü-
ber einen Blog zu schreiben. Da-
durch ist mir klar geworden, wie 
sehr Menschen das Thema Pflege 
beschäftigt und wie im Stich ge-
lassen sich viele damit fühlen.

In Ihrem Buch geben Sie viele 
Anregungen zu Veränderungen, 
die das Alter mit sich bringt. 
Gibt es etwas, das Sie rückbli-
ckend gern anders gemacht 
hätten?

Ich habe oft gedacht: „Hätten 
wir das doch mal früher bespro-
chen!“ Und ich habe mich gefragt, 
warum mir die Auseinanderset-
zung an vielen Stellen so schwer 
gefallen ist. Dabei bin ich zu dem 
Schluss gekommen, dass wir die 
Themen Älterwerden und Pfle-
ge von uns schieben. Wir sagen 
dann: „Jaja, darüber sprechen 
wir später mal!“ Aber tatsächlich 
wäre ein frühzeitiger Austausch 
darüber in der Familie, denn da 
findet Pflege ja überwiegend 
statt, total wichtig. Mein Buch soll 
helfen, sich mit dem Älterwerden 
zu beschäftigen, um die eigenen 
Vorstellungen dann auch zu kom-
munizieren.

Vielen fällt es schwer, offen 
über Probleme oder Gefühle zu 
sprechen. Gilt das besonders für 
die ältere Generation?

Hinter diesem „Miteinander-
Reden“ steckt sehr viel. Wer ver-
schiedene Krankheiten hat, kann 
das eigene Befinden manchmal 

selbst schwer einschätzen. Dann 
kann diese Person natürlich 
auch anderen nicht sagen, was 
sie braucht oder was sie sich 
wünscht. Und letztlich schwingt 
beim Thema Pflege ja immer 
auch irgendwo ein Vorwurf mit: 
„Du kannst das nicht mehr so 
gut!“ Man wird auf einen Mangel 
hingewiesen, auf eine unange-
nehme Situation, auf die eigene 
Hilfsbedürftigkeit. Darüber zu 
sprechen ist schwer, und man 
fühlt sich leicht angegriffen.

Wie war das denn bei Ihnen 
und Ihrer Mutter?

Wir haben das Gespräch vor uns 
hergeschoben. Nach der Diagnose 

Demenz war meine Mama traurig 
und hat angefangen zu weinen. In 
so einem Moment über ihre Pflege 
zu sprechen, wirkte auf mich total 
unsensibel. Und ich habe insge-
heim gehofft, dass es irgendwie 
so geht. Letztlich haben wir dann 
den richtigen Moment verpasst. 
Ich glaube zwar, dass ich das Not-
wendige im Sinne meiner Mama 
entschieden habe. Trotzdem hätte 
es mir geholfen, wenn wir vorher 
zum Beispiel über das Thema 
Pflegeheim gesprochen hätten. 
Das hätte mir eine große Last ge-
nommen.

Sind denn diese Fragen mit 
Ihrem Vater geklärt? 

Ich habe versucht, mit meinem 
Papa nach allen Regeln einer 
guten Kommunikation zu be-
sprechen, wie das wäre, falls er 
einmal Pflege bräuchte. Tja, und 
dann hat er nicht etwa gesagt: 
„Schön, dass du es ansprichst.“ 
Seine Reaktion war: „Was soll das 
denn, willst du mich abschieben?“

Obwohl er den Verlauf bei 
seiner Frau mitbekommen hat?

Ja. Aber er hat eben gesagt: 
„Ich kann das doch noch. Es geht 
doch noch!“ Ich habe ihm dann 
erklärt, dass ich dieses Gespräch 
bei Mama leider verpasst hätte 
und gerne wüsste, was ihm spä-
ter einmal wichtig sei. Denn nur 
wenn ich das weiß, könnte ich ihn 
möglichst gut unterstützen.

Wie schafft man es denn, über 
das Thema Pflege konstruktiv 
miteinander zu sprechen?

Zum einen muss man dieses 
Gespräch, glaube ich, einfach 
öfter führen. Es wäre illusorisch, 
davon auszugehen, dass man ein-

mal redet und dann ist alles klar. 
Man sollte also immer wieder den 
Austausch suchen. 

Es kann zum anderen hilfreich 
sein, einen Tag der offenen Tür in 
einer Pflegeeinrichtung zu nutzen 
und sich das anzuschauen – im 
Idealfall gemeinsam. Das kann 
helfen, sich vorzustellen, wie etwa 
ein betreutes Wohnen aussieht.

Die Pflege durch Angehörige 
ist gesellschaftlich hoch angese-
hen. Kann man dieser Erwartung 
überhaupt gerecht werden?

Ich denke, dass das eigent-
lich gar nicht geht und auch gar 
nicht möglich ist. Gerade bei ei-
ner Krankheit wie Demenz, die 
nun mal immer weiter fortschrei-
tet, egal, wie viel man macht und 
gibt. Es ist ja nie genug, weil man 
die Krankheit weder stoppen noch 
heilen kann. Ich dachte auch lan-
ge, es wäre zu Hause am Allerbes-
ten für Mama, und hatte Schuld-
gefühle, als sie ins Pflegeheim 
zog. Aber eine Pflegesituation ist 

eben doch mehr, als einfach da zu 
sein und sich ein wenig zu küm-
mern. Man braucht sehr viel Kraft, 
körperlich und emotional. Das ist 
alleine eigentlich nicht gut schaff-
bar – und doch wird es irgendwie 
gesellschaftlich erwartet. Es ist ein 
Irrglaube und schadet uns letzt-
lich. Es hilft ja auch den pflege-
bedürftigen Personen nicht, wenn 
man sich aufopfert. Deshalb ist der 
Blick auf die eigene Gesundheit so 
wichtig.

In der konkreten Situation ist 
das wahrscheinlich nicht leicht. 

Nein, für mich war es sehr 
schwer, dass meine Mama in ein 
Heim zieht. Und gleichzeitig war 

es wirklich gut, weil ich gesehen 
habe, dass sie dort die pflegeri-
sche Versorgung bekommt, die 
wir zu Hause nicht mehr leisten 
konnten.

Wo bräuchte die Pflege zu 
Hause aus Ihrer Sicht denn 
mehr Unterstützung?

Zum einen fehlt es an Betreu-
ungsplätzen. Zum Beispiel be-
steht ab Pflegegrad 2 Anspruch 
auf Tagespflege. Dadurch sollen 
sich Berufstätigkeit, Familie und 
Pflege besser vereinbaren lassen. 
Nur leider gibt es viel zu wenige 
Angebote. 

Zum anderen fände ich eine 
Lohnersatzleistung für pflegende 
Angehörige enorm wichtig. Bei 
der Elternzeit etwa gibt es längst 
klare Regelungen: Man kann eine 
Auszeit nehmen und bekommt ei-
nen Teil des Lohnes weiterbezahlt. 
Wird dagegen ein Angehöriger 
pflegebedürftig und man kann 
deshalb weniger oder auch gar 
nicht mehr arbeiten, gibt es nichts. 

Peggy Elfmann ist Journalistin und dreifache Mutter. Durch die Demenzerkrankung ihrer Mutter wurde sie zudem zur pflegenden 
Angehörigen. Heute gibt sie Lesungen, hält Vorträge und betreibt den für den Grimme Online Award nominierten Blog „Alzheimer 
und wir“. In ihrem Buch „Meine Eltern werden alt“ beschreibt Peggy Elfmann, wie erwachsene Kinder und ihre Eltern mit dem Thema 
Älterwerden umgehen können. Im Interview mit der SoVD-Zeitung schildert sie ihre eigenen Erfahrungen und erklärt, wie es gelingen 
kann, dabei vielleicht noch einmal ganz neue Seiten aneinander zu entdecken.

Pflege als Chance, sich neu zu begegnen
Den Problemen und Herausforderungen zum Trotz möchte Peggy Elfmann anderen Angehörigen Mut machen

Bekommen Angehörige denn 
genug Unterstützung dabei, 
sich in ihre Rolle als Pflegende 
überhaupt reinzufinden? 

Es ist leider ein ziemlicher 
Dschungel. Nicht jeder, der Bedarf 
hat, weiß, an wen er sich wenden 
muss, und bekommt diese Un-
terstützung dann auch. Gerade 
für ältere Menschen oder auch 
für berufstätige Angehörige ist 
das Bürokratische oft eine große 
Hürde. Für mich ist das auch ein 
gesellschaftliches Thema. Denn 
wir werden ja alle irgendwann 
alt. Es ist doch eine grundsätzli-
che Frage, wie wir mit Menschen 
umgehen, die Unterstützung be-
nötigen: Wollen wir uns als Ge-
sellschaft umeinander kümmern 
oder zählt nur noch Leistung?

Beim „Umeinander-Kümmern“ 
ist in der Pflege vor allem die 
Leistung der Angehörigen ge-
fragt. Oder ist das zu polemisch?

Manchmal frage ich mich schon, 
was der Politik noch fehlt. Alle 
schlauen Analysen liegen ja vor. 
Wir wissen, wie es Menschen geht, 
die andere pflegen. Denen sichert 
man immer wieder Unterstützung 
zu. Dann erhöhen sich Zahlungen 
an einer Stelle geringfügig, wäh-
rend Kosten an anderer Stelle 
wiederum steigen. Auch beruflich 
Pflegende, die ihren Job eigentlich 
gerne machen,  finden es immer 
schwieriger, unter den sich ver-
schlechternden Bedingungen 
überhaupt noch zu arbeiten und 
menschlich zu pflegen.

Jetzt sind wir ein wenig ins 
Negative gerutscht. Dabei soll 
Ihr Buch doch vor allem Mut 
machen, oder?

Ja, es ist schon schwierig, bei 
diesem Thema positiv zu blei-
ben. Pflegen ist einfach auch 
anstrengend. Trotzdem ist es mir 
wichtig, dem Ganzen auch etwas 
den Schrecken zu nehmen. Denn 
Pflege bietet immer auch die 
Chance, sich neu zu begegnen 
und Dinge voneinander zu erfah-
ren. Wenn die Eltern älter wer-
den und Hilfe benötigen, dann 
erlebt man sich noch einmal 
ganz nah. Das kann Probleme 
mit sich bringen. Aber das kann 
auch sehr schön sein.

� Joachim Schöne

Peggy Elfmann

Das Buch „Meine Eltern werden 
alt“ von Peggy Elfmann ist er-
schienen bei Hanserblau, ISBN 
978-3-446-28137-0, 20 Euro.

Eltern und Kinder sollten über das Älterwerden sprechen, um diesen Weg gemeinsam zu gehen.
Foto: galitskaya / Adobe Stock





https://schlaganfallcentrum.charite.de/fuer_patienten
https://www.schlaganfall-hilfe.de/de/start
https://schlaganfallbegleitung.de/
https://www.schlaganfallallianz.de/
https://erholungszentrum-buesum.de/


https://www.sovd-nds.de/gedenken
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